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Finther SPD-Brief

Werte Flnther Bürgerlnnen und Bürger,

nach fünf Jahren lm Amt des Ortsvor-
ste/rers habe lü leet meln Btlro ge-
räumt Es Ist mlr nldft leldtt gefalten,
aber dle plld sdren M eh rheltsverh ält-
nisse äaöen sldt geändert. Der Kandi-
dat der CDU lst mlt den Stlmmen seiner
Partelund mlt unterstüEung durdr die
Verteter von FDP und Reptbllkanern
gewätrltwoden.

Eswaren fünf Jahre, dle mlr SpaB ge-
madtt haben, und lür möchte dlesen
SPD-Brtet nuEen, um mldr nodt
einmal bel alldenen zu bedanken, dle
mlü ln den leEten ftinf Jahren unter-
sfirta haben. Hilte wurde mir zuteil,
An regu nge n wu rd en vorg e bracht, und
Kriflkwurde geäuBert. lch habe mldt
nlütt nur ftlr Flnthen engagleft, mlr
wurde dabel audt von lhnen, den
Flnther Bürgerlnnen und Bürgern, viel
En g age m ent e ntg ege ngebradtt. M an -
cheswäre ohne Sle nlüt möglich ge-
u/es€n, vieles wäre mlr sdtwerer getal-
len. Idr habe lmmerdas Geqpräü mtt
lhnen, vor allem audt in den Vereinen,
gevcfrt und gefunden.

Daß Iüt dies audt ln Zukunfttun werde,
versteht sldt eigentlidt von selbst. ldt

werde welterhin dem Ortsbelrat ange-
hören,ldr werde Polltk madten und tdt
werde vvle blsher ln den Flnüer Verel-
nen mltarbelten. Vlellelüt gelingt es
mlr, mit elwas Dlslanz zum lagesge-
scltäft der Stadtverualtung mandtes et-
was klarer und unverkampfter zu
seDen.

Oprysition gehöft zur Demokatle wle
die Konkurrenz zum Gesüäft. lclr
werde mitmelner Parteiauü Oppsl-
tionsplltlk im Ortsbelrat betrelben. Sle
können sich daher gerado dann von
uns gut vertreten tÜhlen, wenn sle mlt
der Polttik der neuen CDU/FDP-Mg\r-
helt nlclrt einverstanden slnd. Aber
audr unaüränglg davon brlngen wk
lhre Anllegen und Anregungen gern
über den Ortsbeirat ln dle plitlsche
Willensblldung eln. Spredten Sle mldt
Ner elnen melner Paftelkollegen an,
wlr stehen auch ln Zukunft lm Dlenste
der Bürger.

Kurt Merkator



Herrliche Zeiten

wir gehen henlichen Zeiten entgegen. Bald
stehen so viele Flächen für Gewerbean-
siedhrngen Wohnungsbau und Sfaßen zur
Verfügung, daß die Mainzer Wirtschaft in
nie gekanntem AusmaB aufbliihen wird.
Vor jedem Geschäft in der Innenstadt wer-
den etliche reservierte Parkplätze ftir die
Kunden bereitstehen. Anwohnerparken g lbt
es niclrt mehr, denn auch in den Wohnge-
bieten in der Altstadt und der Neustadt steht
massenhaft Parkaum zur Verfügung. Je-
der kann nicht nur mit dem Auto in die
Innenstadt fahren, er braucht dort kaum
einen Meter zu Fuß zu gehen, denn alle
Ziele sind per Auto erreichbar, und überall
kann man das Auto abstellen. Staus wer-
den verboten und kommen daher nicht mehr
vor. Die Straßenbahn wird überflüssig.
Stadtrat Kalberlah nimmt persönlich den

Spaten in die Hand, um den Autobahnan-
schluß Römerquelle zu verwirklichen. Bei
dieser Gelegenheit wlrd der umrrveltfreund-
liche sechsspurige Ausbau des Mainzer
Autobahnrings gleich m iterledigt.

Finanznöte in der städtischen Kasse sind
von gestern. An den Schulen brechen para-
diesische Zustände aus. Die Ehern brau-
chen sich nicht mehr mit der ideologisch
belastelen Entscheidung abzuquälen, ob
die Gesamtschule gut oder schlecht flrr ihre
Kinder ist - es wird keine Gesamtschule
mehr geben.

Freuen wk uns an diesen Zukunftsausshtr-
ten! Genießen wir die schönen Bilder, die
urs CDU und FDP im Kommunalwahlkamfr
wr Augen g€führt haben! VöllB unversländ-
lich ist es eigentlich, daß es immer noch
Menschen gibt, die nicht diese Parteien
gewählt haben.

Steuererhöhu ngen
Mehreinnahmen des Staates pro

seit 1991
Jahr in Mill iarden DM

Vqmögens$ou€rahöhung
goplant ab 1.1.95
Solidarläszuschlag
goplant ab 1.1.95
2. Kfz-9euererhöhung
f0r DieselPkw 1.7.94
2. Mineralölst€uererhöhung
1 1 . 9 4
2. u. 3. Vqsichermgsleuerer-
höhung 1.7.93 und 1.1.95
Zinsabschlagsteuer 1. 1.93

Mohrw€rlsleuorerhöhuno
1  .  1 . 9 3
Tabaksleuererhöhung 1.3. 92

Solidaritäszuschlag
1.7.91 - 30 6.92
Minoralöl- und Erdgassleutrer-
höhung 1.7.91
Vcsb herungssteueerhöhung
1 . 7 . 9 1
Klz-Steuererhöhung fdr Diosel-
Pl i l  1.7.91

Die staatlichen Mehrein-
nahmen aufgrund der seit
1 991 durchgeführten und
bereits geplanten Steuer-
erhöhungen summieren

t2,s sich auf jährlich 81 Milliar-
den Mark (die 11 Mrd.
des Solidaritätszuschlags
91/92 nicht mitgerechnet)



Wir wollen CDU und FDP auf den Arm
nehmen, meinen Sie? Keineswegs. Wir
haben nur die schwarz/gelben Wahlaussa.
gen zu einem Gesamtbild zusammenge-
lügt und dabei - na gut, wi geben es zu - ein
wenig abgerundet. Aber das wird Sie doch
wohl nicht stören. Beider Kommunalwahl
iedenfalls hat es sich als nicht störend
erwiesen, daß mit der Wahrheit recht groß-
züg(1 umgegangen wurde.

Wie hoch beispielsweise schätzen Sie den
Wahrheitsgehalt des folgenden Satzes ein,
den CDU-Stadra Kaberlah schriftlich ver-
breitel hat? 'Der Autobahnanschluß Rö-
merquelle fehlt bisher in Finthen, weil SPD
und Grüne den Ausbau der A 60, den
Mainzer Ring, seit Jahrzehnten verzögert
haben" Wir geben lhnen eine kleine Hilfe:
Richlig ist, daB die'Römerquelle'in Fin-
then liegt.

Oder, was halten Sie von diesem Satz:'Von Oberbürgermeister Weyel (SPD), De-
zernent für Stadtentwicklung und Finan-
zen, i9 bis heute noch kein Planurps- und
Nutzu ngskonzept ftrr Layenhof vorgelegt
worden"? Dieser Satz ist richtig. Er ist ge-
nau so richtig wie etwa dieser: 'Bundes-

kanzler Kohlhat bis heute noch nicht ge.
sagt, wi€ viele Arbeitslose es im Jafr 2050
geben wird".

Apopos Bundeskanzler: Die Bundespolitik
ist nattirlich auch bei Kommunalwahlen
immer mit ausschlaggebend. Unter diesem
Aspekt wird das Mainzer Wahlergebnb be-
sonders verständlhh. Schließlich hat die
schwarz-gelbe Koalitlon eine beachtliche
Bilanz vorzuweisen, die von Rekorden
gesplckt ist:
Noch nie hanen wir so viele Arbeitlose in
der Bundesrepublik - eine wirksame Mah-
nung für alle, die immer noch nicht kapiert
haben, daß nur Leistung sich lohnt.

Noch nie hatten wir so viele Firmenpleiten .
auch das dürfte ab Leisturpsarsporn kaum
mißverstanden werden.
Noch nie war die Belastung der Bürger
durch Steuern und Abgaben so hoch wie
heule. Weitere Steuererföhungen ab t99S
sind bereits beschlossen. - Ein Beweis ftir
den Wohlstand in unserem Land.
Noch nie war die Zahlder Sozialhilfeem-
pfänger in der Bundesrepblik so hoch wie
heute - ein geschickter Schachzug, die
Kosten für das soziale Netz weitgehend auf
die Kommunen abzuwälzen.
Noch nie hatten wir eine so hohe Staatsver-
schuldung - ein Beweis flir das Vertrauen,
das die Bundesregierung in die Leisturps-
kraft der Steuerzahler seta. Und Verfauen
verdient wieder Vertrauen.

Kein Zweifel, die versprochene geistig-
moralische Wende ist vollzogen.

Der Kronprinz

Wolfuang Schäuble, Vorsitzender der CDIJ/
CSU-Fraktion im Bundestag, hat ein Buch
geschrieben, und Bundeskanzler Kohl hat
es in Bonn der Presse vorgestellt.

Beobachter der Bonner Szene schließen
aus dieser ungewöhnlichen Aufgabentei-
lung: Kohl urollte Schäuble als seinen Kon-
prinzen vorslellen. Sollte der Fall eintreten,
daß die Union nach der Bundestagswahl
am 16. Oktober noch einmalden Kanzler
stellen darf, wird der nur für eine Über-
gangszeit Helmut Kohlheißen. Nach einer
Schamfrist sollWolbang Schäuble das Re.
gierrungsruder übernehmen.

Schäuble nicht direkt als Kanzlerkandidat
in den Wahlkampf zu schicken, hat - aus
CDU-Sicht - seinen guten Grund. Helmut
Kohl hat es bisher verstanden. sich einen



...Der Kronprlnz

relativ liberalen Anstrich zu geben. Schäu-
ble hingegen hat sich nicht zuletzt in sei-
nem Buch als Rechts-Außen demaskiert.

So wid denn auch b€richtet, Kohl habe sirfr
in der Pressekonferenz wiederholt von Au-
ßerungen Schäubles distanziert. Schäuble
habe derart starke national-konservative
Töne angeschlagen (die Nation wird als
sinngebend f[ir ihre Bürger hochgejubeft),
daß sein Parteichef es ftir taktisch klüger
hieh, einige Aussagen zu vernebeln.

Der Kanzler brauctrt nicht nur einen Nach-
folger, er braucht auch iemanden, dem er
gegebenenfalls die Schuld für eine Wahl-
schlappe in die Schuhe schieben kann. Das
tunhioniert aber nur, wenn er wenigstens
hinterher sagen kann, die geplante Amtsü-
bergabe seidoch allgemeih bekannt gewe-
sen. Daher macht es Sinn, den lfonprinzen
nur andeulu ngsweise vorzustellen.

Mit einer Niederlage rechnet Kohl otfen-
sichtlich, denn zum ersten Mal hat er ver-
kündet, er halte eine groBe Koalition für
möglich. Freilich hat er anschließend wie-
der dementiert, daß eine große Koalilion für
ihn in Frage kommt - daftir durfte Theo
Waigeldann eine solche Konstellation für
denlöar halten. Außerdem hat er erklfi, er
kandidiere ftir die ganze Legislaturperiode,
die Ablösung durch Schäuble sei nicht vor.
gesehen. Aber was haben solche Beteue-
rungen schon zu bedeuten - bei einem
Kanzler, der der großen Steuerltige über-
führt ist?

Der Wähler solhe wissen:Wer nicht Rudolf
Scharping wähtt, der muß damit rechnen,
daß er den nationalkonservativen, e)ftrem
rechten Flügelmann Wolfgang Schäuble
wählt.

Rote Socken in der CDU

"Rote Socken" nennt man in den neuen
&rrdesländem Politiker, die bereitsaJ DOR-
Zeiten in Staats- und Parteiämtern tätig
waren und nach der Wende wieder an
führender Stelle in Politik, Venrvaltung oder
Wltschaft aufgetaucht sind. "Rote Socken'
gibt es nicht nur in der PDS, die slch selbst
als Nachblgepartei der SED versteht. CDU
und FDP haben jeweils zwei Parteien in
sich aufresogen, die der SED in der "Ndio-
nalen Front" argegliedert waren. Sie haben
nicht rur Geld und Vermfuersuorte dies€r
sogenannten BlocKöten- Parteien einkas-
sierl, sondern natürlich zuch deren Mitglie-
der aufgenommen, und die waren oft noch
linientreuer als die SED-Funktionäre. Das
hat dazu geführt, daß 62,7 o/oder 1990 ge-
wählten Landtags- und Bundestagsabge-
ordneten mit CDU-Parteibuch aus den
neuen Bundesländern 'tote Socken" sind.

Um von diesem Tatbestand abzulenken,
ver$cht die CDU seit einigen Wochen, die
SPD in die Nähe der PDS ar rticken und so
die Wahrheit auf den Kopf zu stell€n. Bei
der Wahldes Ministerpräsidenten in Sach-
sen-Anhaft hat die SPD nicht für die "rote

Socke" der CDU und die PDS nicht gegen
den SPD-Kandidaten Höppner gestimmt.
Daraus konstruiert die CDU eine Zusam-
menarbeit zwischen SPD und PDS. Das lsfi
genau so verlogen wie die Argumentation
der Fraktionen von CDU und FDP im Main-
zer Stadtrat. Mit Hilfe der sogenannten
Repblikaner hd das schwarz-gebe Etünd-
nb einen Saho rtickwärts in längst tlberholt
geghubte Folitik-Zeiten lollzogen. Weil aber
die Reps nicht ausnahmslos alle CDU/FDP.
Anliegen unterstütd haben, wird die SPD
der Zusammenarbeit mit den Rechtsextre-
misten bezichtigt.


